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1. Allgemeines 

Das zum 01.01.1992 eingeführte Betreuungsrecht hat zum Ziel den gesellschaftlichen, sozia-

len und rechtlichen Status psychisch kranker, körperlich, geistig oder seelisch behinderter 

Menschen zu verbessern. Ein 2018 vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-

schutz (BMJV) initiierter Reformierungsprozess ist zum 01.01.2023 in Kraft getreten. Die Re-

form stärkt primär die Selbstbestimmungsrechte betreuter Personen und vereinheitlicht auf 

Bundesebene die Zugangsvoraussetzungen an das Berufsbild der rechtlichen Betreuung so-

wie die Anforderungen an die ausführenden rechtlichen Betreuerinnen / rechtlichen Betreuer. 

 

Der Wille der betreuten Person steht im Fokus jeglichen betreuerischen Handelns. Das 

Betreuungsrecht stärkt die Selbstbestimmung betreuter Menschen und stellt ihre 

Wünsche in den Mittelpunkt des Betreuerhandelns. 

 

Die gesetzlichen Ansprüche an die Qualität von Betreuungsarbeit sind im Wesentlichen in den 

§§ 1814, 1816 und 1821 BGB geregelt. Aus § 1816 BGB ergibt sich, dass die zur rechtlichen 

Betreuerin / zum rechtlichen Betreuer bestellte Person geeignet sein muss, in dem 

betreuungsgerichtlich bestimmten Aufgabenkreis die Angelegenheiten der zu betreuenden 

Person zu besorgen und sie hierbei im gebotenen Umfang persönlich zu betreuen. 

Vertetendes Handeln soll die Ausnahme sein. Die gesetzliche Vorgabe hierzu lautet klar: 

„Assistenz vor Vertretung“. Die rechtliche Betreuung hat die Angelegenheiten der betreuten 

Person so zu besorgen, dass diese im Rahmen ihrer Möglichkeiten ihr Leben nach ihren 

Wünschen gestalten kann. Hierzu hat die rechtliche Betreuung die Wünsche der betreuten 

Person festzustellen. Die rechtliche Betreuerin / der rechtliche Betreuer muss es somit 

zulassen können, dass die betreute Person ihr Leben nach anderen Vorstellungen und 

Grundsätzen gestaltet, als sie / er selbst oder die Allgemeinheit es tun würde. 

 

Die Auswahl der rechtlichen Betreuerin / des rechtlichen Betreuers hat der Gesetzgeber nach 

pflichtgemäßem Ermessen dem Betreuungsgericht zu überlassen. Das Betreuungsgericht 

bestellt eine Betreuerin / einen Betreuer, die / der geeignet ist, in dem gerichtlich angeordneten 

Aufgabenkreis die Angelegenheiten des betreuten Menschen nach Maßgabe des § 1821 BGB 

rechtlich zu besorgen und insbesondere in dem hierfür erforderlichen Umfang persönlichen 

Kontakt mit der betreuten Person zu halten. Das Betreuungsgericht soll hierbei die 

Unterstützung der Betreuungsbehörde in Anspruch nehmen. Da der Gesetzgeber keine 

Kriterien für die Eignung einer rechtlichen Betreuerin / eines rechtlichen Betreuers festgelegt 

hat, bedarf es normklarer und einheitlicher Kriterien zur Eignung und Auswahl sowie fachlicher 

Qualitätsstandards. Derartige Standards erleichtern den mit der Betreuung befassten 

Entscheidungsträgern die Eignung der rechtlich betreuenden Personen festzustellen und zu  
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kontrollieren. Sie bietet aber auch den rechtlichen Betreuerinnen / Betreuern die Möglichkeit 

der Selbstkontrolle. 

 
 

2. Gesetzliche Grundlagen (in Auszügen)  

§ 1814 BGB Voraussetzungen 

Abs. 1: Kann ein Volljähriger seine Angelegenheiten ganz oder teilweise rechtlich nicht besor-

gen und beruht dies auf einer Krankheit oder Behinderung, so bestellt das Betreuungsgericht 

für ihn einen rechtlichen Betreuer. 

Abs. 2: Gegen den freien Willen des Volljährigen darf ein Betreuer nicht bestellt werden. 

Abs. 3: Ein Betreuer darf nur bestellt werden, wenn dies erforderlich ist. Die Bestellung eines 

Betreuers ist insbesondere nicht erforderlich, soweit die Angelegenheiten des Volljährigen 

durch einen Bevollmächtigten gleichermaßen besorgt werden können, oder durch andere Hil-

fen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter bestellt wird, erledigt werden können, insbesondere 

durch solche Unterstützung, die auf sozialen Rechten oder anderen Vorschriften beruht. 

 

§ 1816 BGB Eignung und Auswahl des Betreuers 

Abs. 1: Das Betreuungsgericht bestellt einen Betreuer, der geeignet ist, in dem gerichtlich 

angeordneten Aufgabenkreis die Angelegenheiten des Betreuten rechtlich zu besorgen und 

insbesondere in dem hierfür erforderlichen Umfang persönlichen Kontakt mit dem Betreuten 

zu halten. 

Abs. 2: Wünscht der Volljährige eine Person als Betreuer, oder lehnt eine bestimmte Person 

ab, so ist diesem Wunsch zu entsprechen. 

Abs. 3: Schlägt der Volljährige niemanden vor, der zum Betreuer bestellt werden kann oder ist 

die gewünschte Person nicht geeignet, so sind bei der Auswahl des Betreuers die familiären 

Beziehungen des Volljährigen, insbesondere zum Ehegatten, zu Eltern und zu Kindern, seine 

persönlichen Bindungen sowie die Gefahr von Interessenkonflikten zu berücksichtigen. 

Abs. 4: Eine Person, die keine familiäre Beziehung oder persönliche Bindung zu dem 

Volljährigen hat, soll nur dann zum ehrenamtlichen Betreuer bestellt werden, wenn sie mit 

einem anerkannten Betreuungsverein oder mit der zuständigen Behörde eine Vereinbarung 

über eine Begleitung und Unterstützung geschlossen hat. 

Abs. 5: Ein beruflicher Betreuer soll nur dann zum Betreuer bestellt werden, wenn keine 

geeignete Person für die ehrenamtliche Führung der Betreuung zur Verfügung steht. Bei der 

Entscheidung, ob ein bestimmter beruflicher Betreuer bestellt wird, sind die Anzahl und der 

Umfang der bereits von diesem zu führenden Betreuungen zu berücksichtigen. 

Abs. 6: Eine Person, die zu einem Träger von Einrichtungen oder Diensten, der in der 

Versorgung des Volljährigen tätig ist, in einem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer anderen 

engen Beziehung steht, darf nicht zum Betreuer bestellt werden. 



 

 

 

 
4 

 

§ 1821 BGB Pflichten des Betreuers; Wünsche des Betreuten 

Abs. 1: Der Betreuer nimmt alle Tätigkeiten vor, die erforderlich sind, um die Angelegenheiten 

des Betreuten rechtlich zu besorgen. Er unterstützt den Betreuten dabei, seine Angelegenhei-

ten rechtlich selbst zu besorgen, und macht von seiner Vertretungsmacht nur Gebrauch, so-

weit dies erforderlich ist. 

Abs. 2: Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Betreuten so zu besorgen, dass dieser im 

Rahmen seiner Möglichkeiten sein Leben nach seinen Wünschen gestalten kann. Hierzu hat 

der Betreuer die Wünsche des Betreuten festzustellen.  

Abs. 3: Den Wünschen des Betreuten hat der Betreuer nicht zu entsprechen, soweit die Person 

des Betreuten oder dessen Vermögen hierdurch erheblich gefährdet würde und der Betreute 

diese Gefahr aufgrund seiner Krankheit oder Behinderung nicht erkennen oder nicht nach die-

ser Einsicht handeln kann oder dies dem Betreuer nicht zuzumuten ist. 

Abs. 4: Kann der Betreuer die Wünsche des Betreuten nicht feststellen, hat er den mutmaßli-

chen Willen des Betreuten aufgrund konkreter Anhaltspunkte zu ermitteln und ihm Geltung zu 

verschaffen. Zu berücksichtigen sind insbesondere frühere Äußerungen, ethische oder religi-

öse Überzeugungen und sonstige persönliche Wertvorstellungen des Betreuten. 

Abs. 5: Der Betreuer hat den erforderlichen persönlichen Kontakt mit dem Betreuten zu halten, 

sich regelmäßig einen persönlichen Eindruck von ihm zu verschaffen und dessen Angelegen-

heiten mit ihm zu besprechen. 

Abs. 6: Der Betreuer hat innerhalb seines Aufgabenkreises dazu beizutragen, dass Möglich-

keiten genutzt werden, die Fähigkeit des Betreuten, seine eigenen Angelegenheiten zu besor-

gen, wiederherzustellen oder zu verbessern.1 

 

Aufgaben der Betreuungsbehörde im gerichtlichen Verfahren 

Die Behörde unterstützt das Betreuungsgericht. Dies umfasst insbesondere folgende Maß-

nahmen: 

• die Erstellung eines (Sozial-) Berichts im Rahmen der gerichtlichen Anhörung  

• den Vorschlag einer geeigneten Betreuerin / eines geeigneten Betreuers 

• die Aufklärung, Mitteilung und gegebenenfalls fachliche Beurteilung des Sachverhalts 

im Rahmen sonstiger Anhörungen der Behörde durch das Betreuungsgericht oder im 

Rahmen eines gerichtlichen Ersuchens  

• die Prüfung der weiteren Erforderlichkeit der Betreuung in geeigneten Fällen, sobald 

die Behörde durch das Betreuungsgericht über das Verfahren zur Verlängerung einer 

Betreuung benachrichtigt worden ist  

                                                           
1 Die im Gesetzestext verwendeten Personenbezeichnungen beziehen sich gleichermaßen auf weibliche, männli-

che und diverse Personen. Auf eine Doppelnennung und gegenderte Bezeichnungen wird zugunsten einer besse-

ren Lesbarkeit verzichtet. 
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• auf Aufforderung des Betreuungsgerichts den Vorschlag einer geeigneten Verfahrens-

pflegerin / eines geeigneten Verfahrenspflegers 

Im Rahmen der Erstellung des Sozialberichts hat die Behörde zu prüfen, ob zur Vermeidung 

einer Betreuung eine erweiterte Unterstützung in Betracht kommt. In geeigneten Fällen hat die 

Behörde mit Zustimmung des Betroffenen eine erweiterte Unterstützung durchzuführen. 

Betreuervorschlag  

Die Betreuungsbehörde schlägt mit dem Sozialbericht oder auf Anforderung des Betreuungs-

gerichts eine Person vor, die sich im konkreten Einzelfall zur Betreuerin / zum Betreuer eignet. 

Auf Wunsch des betroffenen Menschen kann die Behörde ein persönliches Kennenlernen zwi-

schen der / dem Betroffenen und der vorgesehenen Betreuerin / dem vorgesehenen Betreuer 

vermitteln. Dadurch soll sichergestellt werden, dass dem Vorschlagsrecht der betroffenen Per-

son frühzeitig Rechnung getragen wird. Das Kennenlernen vor Betreuerbestellung kann die 

Beziehung zwischen der betroffenen Person und der rechtlichen Betreuerin / dem rechtlichen 

Betreuer und damit die Qualität der Betreuungsarbeit erheblich beeinflussen und verbessern. 

In Betracht kommt das Kennenlernen, wenn beabsichtigt ist, eine ehrenamtlich betreuende 

Person ohne Nähebeziehung oder einer beruflichen Betreuerin / einem beruflichen Betreuer 

vorzuschlagen. 

 

3. Verordnung über die Registrierung von beruflichen Betreuerinnen / Betreuern 

Die Verordnung dient der Sicherung der Qualität in der rechtlichen Betreuung und soll gewähr-

leisten, dass beruflich Betreuende befähigt sind ihre Aufgabe gegenüber den von ihnen be-

treuten Menschen verantwortungsvoll auszuüben. Eine Bewerberin / ein Bewerber muss per-

sönlich geeignet sein und die Gewähr dafür bieten, ihre / seine Aufgaben als rechtlich betreu-

ende Person erfüllen zu können. Als Nachweis ihrer / seiner Qualifikation ist eine Sachkunde 

erforderlich. Sie umfasst folgende Kenntnisse einschließlich der Fähigkeit zu ihrer praktischen 

Anwendung: 

• Kenntnisse über die gesetzlichen Voraussetzungen der Betreuerbestellung und der 

Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts, die rechtlichen Grundlagen der Betreuungs-

führung, insbesondere die Pflichten der Betreuerin / des Betreuers gegenüber der / 

dem Betreuten und dem Betreuungsgericht, sowie über die gesetzlichen Vorausset-

zungen für Freiheitsentziehungen und ärztliche Zwangsmaßnahmen, jeweils ein-

schließlich des dazugehörigen Verfahrensrechts, 
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• Kenntnisse auf dem Gebiet der Personensorge, insbesondere Grundkenntnisse über 

typische betreuungsrelevante Erkrankungen und Behinderungen, deren Auswirkun-

gen, Gefahren und Behandlungsmöglichkeiten, Patientenrechte, Einwilligungsfähig-

keit, Anforderungen an und Rechtsfolgen von Patientenverfügungen, Möglichkeiten 

der Vermeidung von Freiheitsentziehungen und ärztlichen Zwangsmaßnahmen und 

• Kenntnisse auf dem Gebiet der Vermögenssorge, insbesondere über die Grundlagen 

der Rechtsgeschäftslehre, des Miet- und Kaufvertragsrechts, der Haftung, der Vermö-

gensverwaltung und der Schuldenregulierung. 

 

• Kenntnisse des Sozialrechts, insbesondere zu: 

• Grundlagen und Umfang der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ein-

schließlich der Kosten der Unterkunft, vor allem nach dem Zweiten und Zwölften 

Buch Sozialgesetzbuch, 

• Sozialleistungsansprüchen nach dem Fünften, Sechsten und Elften Buch Sozial-

gesetzbuch, 

• Ermittlung, Geltendmachung und Durchsetzung von sozialrechtlichen Ansprüchen 

unter Beachtung sozialrechtlicher Mitwirkungspflichten und 

 

• Kenntnisse zu Sozial- und Hilfestrukturen in der Praxis, insbesondere zu: 

• Teilhabeleistungen vor allem nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch, 

• Pflegeleistungen in Kombination mit anderen Leistungen nach dem Sozialgesetz-

buch, 

• Methoden zur fallbezogenen Erschließung und Nutzung von Sozial- und Hilfestruk-

turen sowie von Netzwerken, 

• Grundlagen der Kommunikation und Umsetzung in der Praxis und 

• betreuungsspezifische Kommunikation und Methoden zur Unterstützung bei der 

Entscheidungsfindung. 

Nachweis der Sachkunde 

Die erforderliche Sachkunde ist wie folgt nachzuweisen: 

• durch ein Zeugnis über den erfolgreichen Abschluss eines anerkannten Studien-, Aus- 

oder Weiterbildungsgangs, 

• durch ein Zeugnis über den erfolgreichen Abschluss eines anerkannten Sachkunde-

lehrgangs oder  

• durch anderweitige Nachweise  
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Nachweis von erforderlichen Versicherungen 

Um Schäden zulasten betreuter Personen durch die rechtlich Betreuenden abwenden zu kön-

nen, ist es erforderlich, dass Berufsbetreuerinnen / Berufsbetreuer, eine Berufshaftpflichtver-

sicherung zur Deckung der sich aus der Berufstätigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren für 

Vermögensschäden mit einer Mindestversicherungssumme von 250 000 Euro für jeden Versi-

cherungsfall und von 1 Million Euro für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres ab-

schließen. 

Stammbehörde 

Für die Registrierung einer beruflichen Betreuerin / eines beruflichen Betreuers und die weite-

ren behördlichen Maßnahmen ist diejenige nach Landesrecht in Betreuungsangelegenheiten 

zuständige Behörde örtlich zuständig, in deren Zuständigkeitsbereich sich der Sitz der berufli-

chen Betreuerin / des beruflichen Betreuers befindet oder errichtet werden soll (Stammbe-

hörde). Ist ein Sitz nicht vorhanden und soll ein solcher auch nicht errichtet werden, so richtet 

sich die örtliche Zuständigkeit nach dem Wohnsitz. Für eine berufliche Betreuerin / einen be-

ruflichen Betreuer, die / der weder seinen Sitz noch seinen Wohnsitz im Geltungsbereich die-

ses Gesetzes hat, ist Stammbehörde diejenige Behörde, in deren Zuständigkeitsbereich der 

Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit der / des Betreuenden liegt. Verlegt die beruflich be-

treuende Person ihren Sitz oder Wohnsitz in den Zuständigkeitsbereich einer anderen Be-

hörde, so wird diese zur neuen Stammbehörde. Verlegt die beruflich betreuende Person ihren 

Sitz oder Wohnsitz ins Ausland, bleibt die bisherige Stammbehörde örtlich zuständig. 

Registrierungsverfahren 

Die Registrierung als berufliche Betreuerin / beruflicher Betreuer erfolgt auf Antrag, der bei der 

Stammbehörde zu stellen ist. Mit dem Antrag sind beizubringen: 

• ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes, das nicht 

älter als drei Monate sein soll, 

• eine Auskunft aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis nach § 882b der Zivilprozess-

ordnung, die nicht älter als drei Monate sein soll, 

• eine Erklärung, ob ein Insolvenz-, Ermittlungs- oder Strafverfahren anhängig ist, 

• eine Erklärung, ob in den letzten drei Jahren vor Antragstellung eine Registrierung als 

Berufsbetreuerin / Berufsbetreuer versagt, zurückgenommen oder widerrufen wurde, 

und 

• geeignete Nachweise über den Erwerb der erforderlichen Sachkunde. 
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Zudem hat die antragsstellende Person der Stammbehörde den beabsichtigten zeitlichen Ge-

samtumfang und die Organisationsstruktur ihrer beruflichen Betreuertätigkeit mitzuteilen.  

Zur Feststellung der persönlichen Eignung hat die Stammbehörde mit der antragsstellenden 

Person ein persönliches Gespräch zu führen. 

 

4. Persönliche Voraussetzungen 
 

Für die professionelle Führung von Betreuungen sind neben den zuvor genannten fachlichen 

Voraussetzungen auch besondere persönliche Eigenschaften notwendig. Das Anliegen des 

Betreuungsrechts ist, dass sich die Betreuenden an den persönlichen Bedürfnissen und 

Notlagen, aber auch an den Fähigkeiten der einzelnen betreuten Personen zu orientieren 

haben. Eine wirksame Hilfe setzt voraus, dass die Betreuenden in der Lage sind, die 

individuellen Bedürfnisse der betreuten Personen wahrzunehmen und deren Defizite und 

Probleme aufzufangen. Die beruflich Betreuenden sollen über eine gewisse persönliche Reife 

und Lebenserfahrung verfügen. Diese kann grundsätzlich vorausgesetzt werden, wenn 

folgende Persönlichkeitsmerkmale vorliegen: 

• Einfühlungsvermögen  

• sicheres Auftreten, Durchsetzungsfähigkeit, Belastbarkeit  

• Entscheidungsfähigkeit und Verantwortungsbereitschaft 

• hohe Frustrationstoleranz, physische und psychische Belastbarkeit 

• Toleranz und Akzeptanz anderer Lebensweisen  

• hohe psychische und physische Belastbarkeit  

• Organisationsgeschick  

• Konfliktfähigkeit 

• soziale Kompetenz in der verbalen und nonverbalen Kommunikation (z.B. 

Gesprächsführung, Verhandlungsgeschick, sprachliche Ausdruckfähigkeit)  

• moralische Integrität und Zuverlässigkeit  

• selbstkritisches Auseinandersetzen und Reflektieren der beruflichen Rolle und des 

eigenen Handelns/berufliche Distanz 

• Motivation zur Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften, Fort- und Weiterbildungen 

• Fähigkeit, in problematischen Siuationen frühzeitig Unterstützung durch Dritte 

einzufordern (bei Berufskolleginnen und Berufskollegen, Betreuungsbehörde, 

Betreuungsgericht) 

• ausreichende Deutschkenntnisse. 
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5. Vertretungsregelung 

Bei Urlaubsvertretung der beruflichen Betreuerin / des beruflichen Betreuers muss deren Ver-

tretung in der Lage sein, die vorhandenen Betreuungsfälle organisatorisch zu bewältigen, um 

haftungsrechtliche Ansprüchen Genüge zu tun. Bei längerfristigen Ausfällen ist es Pflicht der 

betreuenden Person, dieses dem Betreuungsgericht anzuzeigen. Ab 2023 muss per Gesetz 

eine Verhinderungsbetreuerin / ein Verhinderungsbetreuer in jedem Fall vorhanden sein. 

6. Vergütung von Betreuerinnen / Betreuern 

Eine berufliche Betreuerin / ein beruflicher Betreuer nach § 19 Absatz 2 des Betreuungsorga-

nisationsgesetzes, die / der selbständig rechtliche Betreuungen führt, kann von der betreuten 

Person Vergütung und Aufwendungsersatz nach Maßgabe der §§ 8 bis 12, 15 und 16 VBVG 

verlangen. Die Bewilligung der Zahlung erfolgt durch das Betreuungsgericht nach § 292 des 

FamFG. Ist die betreute Person mittellos im Sinne des § 1880 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 

so kann die Betreuerin / der Betreuer die Vergütung aus der Staatskasse verlangen. Die An-

sprüche auf Vergütung und Aufwendungsersatz erlöschen, wenn sie nicht binnen 15 Monaten 

nach ihrer Entstehung gerichtlich geltend gemacht werden.  

 

7. Vergütungstabelle mit zeitlich befristeten Inflationsausgleich 
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(Tabelle Quelle: https://www.lexikon-betreuungsrecht.de/Betreuerverg%C3%BCtung Zugriff 19.04.2024) 

 

https://www.lexikon-betreuungsrecht.de/Betreuerverg%C3%BCtung
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8. Curriculum 
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